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Der neue Erlass regelt Aufgaben, Laufbahn, Einstellungs-
voraussetzungen und Eingruppierung von Schulpsycholo-
ginnen und Schulpsychologen im Landesdienst.  Ziel  der
Landesregierung ist es, den Wirkungsgrad der Schulpsy-
chologie durch Vereinbarungen der Schulaufsicht mit den
Schulträgern über ein gemeinsames Aufgabenverständnis
und eine abgestimmte Wahrnehmung der Aufgaben aller
vor  Ort  tätigen Schulpsychologinnen und Schulpsycholo-
gen deutlich zu erhöhen. Der Erlass formuliert somit auch
Leitplanken für solche örtlichen Vereinbarungen und Ver-
ständnisprozesse.

Zu BASS 21 – 01 Nr. 15

Aufgaben, Laufbahn,
Einstellungsvoraussetzungen und Eingruppierung
von Schulpsychologinnen und Schulpsychologen

RdErl. d. Ministeriums für Schule und Weiterbildung
v. 8. 1. 2007 – 515-6.08.01.17-37334

1. Einstellungsvoraussetzungen
Die Laufbahn des schulpsychologischen Dienstes ist eine Laufbahn be-
sonderer Fachrichtung des höheren Dienstes im Sinne des § 42 Abs. 1
Laufbahnverordnung – LVO und Nr. 1.6 der Anlage 3 zur LVO. Es han-
delt sich hierbei um eine gemeinsame Laufbahn im Landesdienst und im
Dienst der Körperschaften, Anstalten und Stiftungen. Zugangsvorausset-
zungen für diese Laufbahn sind ein an einer Universität mit der Diplom-
Prüfung oder einem Masterabschluss abgeschlossenes Studium der Psy-
chologie und ein mit einem Mastergrad abgeschlossenes, in einem Ak-
kreditierungsverfahren als ein für den höheren Dienst geeignet eingestuf-
tes Studium an einer Fachhochschule. 

2. Aufgaben der Schulpsychologinnen und Schulpsychologen 
Schulpsychologie unterstützt die Schulen, die Lehrerinnen und Lehrer so-
wie  in  den  Schulen  tätige  pädagogische  Fachkräfte  bei  der  Erfüllung
ihres  Bildungs-  und  Erziehungsauftrags,  sowie  die  Schülerinnen  und
Schüler sowie die Eltern bei Schulproblemen und Erziehungsfragen mit
den Erkenntnissen und Methoden der Psychologie. Sie richtet sich mit
ihren Angeboten im Grundsatz  an alle  Schulen und Schulformen ein-
schließlich der Ersatzschulen. 
Die Aufgabenbereiche der Schulpsychologie können folgende Angebots-
formen der Beratung einzelner Personen und der systemischen Beratung
und Unterstützung von Schulen umfassen, im Einzelnen:
– Unterstützung von Schulen bei der Entwicklung, Umsetzung und Eva-

luation von systemisch angelegten Förderkonzepten und Angeboten
der  Beratung  zur  Vorbeugung,  Vermeidung  und  Bewältigung  von
Lernschwierigkeiten,  Lernstörungen und Verhaltensstörungen sowie
zu besonderen Begabungen;

– intervenierende Beratung und Krisenintervention bei Störungen des
allgemeinen Schullebens;

– Unterstützung von Schulen insbesondere in Regionen mit schwieri-
gen sozialräumlichen Bedingungen bei der Entwicklung, Umsetzung
und  Evaluation  niedrigschwellig  angelegter  Beratungsangebote  für
Schülerinnen und Schüler sowie deren Eltern;

– Einzelfallhilfe für Schülerinnen und Schüler zur Vorbeugung und Ver-
meidung von Lernschwierigkeiten  und auffälligen  Verhaltensweisen
sowie – wenn erforderlich – zur Intervention auf der Grundlage psy-
chologischer Diagnoseverfahren, sofern die jeweiligen Schülerinnen
und  Schüler  nicht  spezieller  psychotherapeutischer  oder  medizini-
scher Behandlung bedürfen, so weit geboten und möglich gemeinsam
mit den Lehrkräften, den in der Schule tätigen Fachkräften und den
Eltern, auch im Rahmen von Hilfen zur Erziehung im Sinne des SGB
VIII;

– Schullaufbahnberatung auch im Hinblick auf individuelle Förderung,
Persönlichkeitsentwicklung und Gesundheitsvorsorge der  Schülerin-
nen und Schüler;

– Beratung und Unterstützung von Lehrkräften und in der Schule täti-
gen pädagogischen Fachkräften bei der Lösung von psychosozialen
Problemstellungen;

– Mitwirkung bei der Fortbildung und Supervision von Lehrkräften, ins-
besondere bei  denen, die Beratungsaufgaben im Sinne des RdErl.
"Beratungstätigkeit  von  Lehrerinnen  und  Lehrern  in  der  Schule"
(BASS 12 – 21 Nr. 4) erfüllen sowie bei der Ausbildung von Schullei -
terinnen und Schulleitern; 

– Zusammenarbeit  mit  anderen Beratungsdiensten zur  Beratung und
Förderung von Schülerinnen und Schülern, insbesondere mit Einrich-
tungen der Jugendhilfe und der örtlichen Erziehungsberatung sowie
Initiierung und ggf. auch Koordination von mit diesen Diensten abge-
stimmten Hilfeleistungen.

3. Organisation; Zusammenarbeit von Schulträger
und Schulaufsicht; Dienst- und Fachaufsicht 

Der Einsatz und die örtliche Anbindung von Schulpsychologinnen und
Schulpsychologen im Landesdienst sind so vorzunehmen, dass auf der
einen Seite ihre im Grundsatz flexible Einsetzbarkeit in allen Schulen, auf
der anderen Seite ihr gezielter Einsatz in Schulen mit besonderen Pro-
blemlagen gewährleistet werden können.
Der Einsatz in Schulen erfolgt jeweils für einen begrenzten Zeitraum und
jeweils mit einem Teil der Arbeitszeit, sodass die Unterstützung anderer
Schulen jederzeit möglich ist und auf ad hoc auftretende Bedarfe reagiert
werden  kann.  Schulpsychologinnen  und  Schulpsychologen  sollen  ihre
Angebote in der Regel mit der Hälfte ihrer Arbeitszeit an Schulen durch-
führen.
Der Einsatz der Schulpsychologinnen und Schulpsychologen in Landes-
dienst wird über ein örtliches Einsatzmanagement gesteuert. Die Steue-
rung des Einsatzmanagements erfolgt im Rahmen der zur Verfügung ste-
henden Stellen nach Möglichkeit über örtlich abzuschließende Vereinba-
rungen zwischen Schulaufsichtsbehörde,  Schulträger  und dienstvorge-
setzter Stelle unter Einbeziehung schulpsychologischer Fachkompetenz.
Ziel  ist  es, dass die örtlichen Vereinbarungen zu einem gemeinsamen
und abgestimmten Einsatzmanagement führen sowie dass Schulpsycho-
loginnen und Schulpsychologen im Landesdienst und kommunale Schul-
psychologinnen und Schulpsychologen vor Ort intensiv miteinander ko-
operieren. 
Die Dienst- und Fachaufsicht über Schulpsychologinnen und Schulpsy-
chologen im Landesdienst liegt bei der oberen Schulaufsichtsbehörde.

4. Eingruppierung
bei einer Beschäftigung im Angestelltenverhältnis

Die Beschäftigung von Schulpsychologinnen und Schulpsychologen im
Landesdienst erfolgt ab dem 01.11.2006 auf der Grundlage des TV-L. Bis
zur Vereinbarung einer neuen Entgeltordnung finden die bisherigen Ein-
gruppierungsvorschriften (hier: Vergütungsgruppe II a Anlage 1 a BAT)
Anwendung. Auf dieser Grundlage erfolgt die Zuordnung zur Entgeltgrup-
pe des TV-L. Die Eingruppierung bzw. Zuordnung zur Entgeltgruppe hat
jedoch einen vorläufigen Charakter und begründet weder Besitzstände
noch Vertrauensschutz. 

5. Schlussvorschriften
Dieser Runderlass tritt sofort in Kraft. Der Runderlass vom 24. Mai 1984
wird aufgehoben.1) 
1) Der Runderlass ist in der Chronologischen Übersicht – lfd. Nr. 87 (BASS 2006/2007 S.

58) zu streichen.
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